
EINGRIFFE UND FOLGEN (1). Eingriffe der öffentlichen Hand können für einen 
Betrieb schwer wiegende Folgen haben. Rechtzeitige Informationen sind wichtig. 
Der erste von drei Beiträgen befasst sich mit Planfeststellungsverfahren. 

Gartenbaubetriebe müssen 
sich selbst ins Blickfeld 
schieben! 

Planauslegungen können 
auch in die Urlaubs- oder 
Weihnachtszeit fallen. Wenn 
ein Vorhaben ansteht, heißt 
es, die Tageszeitung täglich 
und aufmerksam durchzuse-
hen. Bei längerer Abwesen-
heit einen Lesedienst einzu-
richten, ist nicht übertrieben. 

Viele Eingriffe der öf-
fentlichen Hand wer-
den aus der Sicht der 

Betriebe unbefriedigend ge-
regelt, manche mit katastro-
phalem Ausgang. Das muss 
nicht sein: Der aufmerksame 
Betriebsinhaber kann einiges 
tun, um schwer wiegende 
Schäden von vornherein ab-
zuwenden oder für unver-
meidbare Eingriffe wenigs-
tens eine angemessene Ent-
schädigung zu bekommen. 

Die Weichen hierfür wer-
den sehr früh gestellt. Das 
jeweils erforderliche Plan-
feststellungsverfahren (oder 
entsprechende Verfahren) ist 
fast immer die letzte Gele-
genheit, die betrieblichen 
Belange wirksam zur Gel-
tung zu bringen. Hier sind 
die Möglichkeiten zur Scha-
densminderung, insbesonde-
re seitens des Vorhabensträ-
gers, zu prüfen. Wesentliche 
rechtliche Grundlagen für 
die eventuelle spätere Ent-
eignung und Entschädigung 
werden hier gelegt. 

Behandlung von 
Einwänden 

Im Planfeststellungsverfah-
ren geht es noch nicht um 
die Höhe der Entschädigung, 
sondern um die Einschät-
zung der Schwere des Ein-
griffs in das Eigentum und 
andere Rechtsgüter. Diese ist 
zusammen mit allen anderen 
Eingriffsfolgen gegenüber 
den Belangen der Allge-
meinheit, denen mit diesem 
Vorhaben gedient werden 
soll, abzuwägen. 
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Die PIanfeststellungsbehör-
de muss über jeden vorgetra-
genen Einwand entscheiden, 
I ob er so schwer wiegend 
ist, dass das Vorhaben dage-
gen zurückstehen muss (was 
äußerst selten vorkommt), 
l ob er zumindest so schwer 
wiegend ist, dass der Plan in 
einzelnen Punkten geändert 
oder konkretisiert werden 
muss (zum Beispiel eine zu-
sätzliche Brücke, eine verän-
derte Zufahrt, eine andere 
Materialauswahl, ein anderer 
Querschnitt), 
I ob er zwar bedeutend ist, 
der prognostizierte Schaden 
aber nicht verhindert werden 
kann, sondern zum Beispiel 
durch Entschädigung in Er-
satzland oder in Geld aufzu-
wiegen ist, 
I dass er im "normalen" Ent-
schädigungsverfahren zu be-
handeln ist oder 
I dass er aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen 
nicht abwägungserheblich 
ist. 

Rechtzeitig handeln! 

Die Fristen für das Vorbrin-
gen der Einwendungen be-
tragen in der Regel nur vier 
oder sechs Wochen. Wer sich 
in dieser Frist nicht rechts-
wirksam rührt, ist "draußen" 
und wird nicht mehr gehört. 
Dabei hat die Behörde kei-
nen Ermessensspielraum. 
Verspätete Vorstöße mit der 
Begründung "Ich wusste 
nichts davon", "Ich war im 
Urlaub" oder ..Ich hatte kei-
ne Zeit" helfen nach Ablauf 
der Frist nicht! 

Weder der Vorhabensträ-
ger noch die Planfeststel-
lungsbehörde sind verpflich-
tet, die Betroffenen in die-
sem Stadium direkt anzu-
sprechen. Zum Teil können 
sie die Betroffenheit auch 
gar nicht erkennen, zum Bei-
spiel bei Pächtern. 

Die Pläne werden in den 
Gemeinden öffentlich ausge-
legt. Die Auslegung muss öf-

Bei größeren Vorhaben be-
stehen die ausgelegten Pläne 
aus mehreren dicken Ord-
nern. Für den betroffenen 
Gärtner sind insbesondere 
die örtlichen Lagepläne und 
die zugehörigen Erläute-
rungstexte von Bedeutung. 
Die Grunderwerbspläne ge-
ben Auskunft, welche flä-
chen auf Dauer entzogen, 
vorübergehend in Anspruch 
genommen oder mit Dienst-
barkeiten belastet werden 
sollen. Die Ausführungsplä-
ne zeigen die geplanten ört-

fentlich bekannt gemacht 
werden. Eine Anzeige in der 
Tageszeitung unter "Be-
kanntmachungen" reicht. 
Seriöse Vorhabensträger 
nehmen zumindest mit den 
aus ihrer Sicht schwerer Be-
troffenen frühzeitig Kontakt 
auf und nennen ihnen auch 
rechtzeitig die Fristen. Sie 
müssen es aber nicht. 

Die Schwere der Betrof-
fenheit von Gartenbaube-
trieben wird von Außenste-
henden oft unterschätzt. 

lichen Veränderungen, die 
Längs- und Querschnitte, ob 
Dämme oder Einschnitte 
vorgesehen sind und in wel-
che Wege, Zufahrten, Lei-
tungen und Wasserläufe ein-
gegriffen werden soll. Aus 
den landschaftspflegerischen 
Begleitplänen ist ersichtlich, 
wo und in welcher Art neue 
Bepflanzungen vorgesehen 
sind. 

Der Betriebsinhaber muss 
prüfen, ob und in welcher Art 
das Vorhaben sein Grund-
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stück und seinen Betrieb be-
trifft. Werden Anbauflächen 
entzogen oder in ihrer Nutz-
barkeit beeinträchtigt, zum 
Beispiel durch Schrägan-
schneidungen, Verschattung, 
Immissionen? Werden klein-
klimatische Verhältnisse be-
einträchtigt, zum Beispiel 
durch Dämme, Einschnitte, 
Bepflanzungen? Sind viel-
leicht Kaltluftseen (Frost-
löcher) zu befürchten? Wer-
den unterirdische Wasser-
läufe, Grundwasserschich-
ten, Dränagen, Vorfluter auf 
Dauer oder während der 
Bauzeit betroffen? Können 
Brunnen durch Grundwas-
serabsenkungen, Dammbau-
ten oder Einschnitte trocken 
fallen oder verschmutzt wer-
den? Werden Zuwegungen, 
Kreuzungen, Abfahrten, 
Linksabbiegerspuren, Grund-

stückszufahrten verändert? 
Sind Beeinträchtigungen 
während der Bauzeit zu be-
fürchten? 

Einwände erheben! 

Ein kurzes formloses Schrei-
ben mit einer Auflistung der 
Einwendungen, Anregungen 
und Bedenken reicht zu-
nächst, um "den Fuß in die 
Tür" zu bekommen": 
I Es muss rechtzeitig bei der 
Stelle vorliegen, die in der 
Bekanntmachung bezeichnet 
ist. 
I Es muss alle wesentlichen 
Punkte der Betroffenheit zu-
mindest deutlich nennen. 

Wer in diesem Stadium 
wesentliche Punkte vergisst, 
bleibt damit auch später un-
gehört, es sei denn, die 
Behörde hätte sie auch ohne 

Weiteres von allein erkennen 
müssen (schwer beweisbar). 
Keinesfalls kann man von 
der Behörde verlangen, dass 
sie über alle unterirdischen 

BGH-URTEIL ............................ . . 
Keine Informationspfl icht bei 

freihändigem Erwerb 
(Dr. M. B.) - Man möchte es nicht glau-
ben, aber Grunderwerber dürfen Informa-
tionen vorenthalten. Die Rechtsprechung 
lässt es zu, dass sie - anders als zum Bei-
spiel die Planfeststellungsbehörde - nicht 
alles offen legen, was sie wissen. 

Solange es um den freihändigen Erwerb 
zur Abwendung einer Enteignung geht, 
gelten der Vorhabensträger und seine Ver-
treter nicht anders als private Kaufinteres-
senten, auch wenn es sich um Angestellte 
einer Behörde handelt und sie in den Ver-
handlungen auf die bevorstehende Enteig-
nung hinweisen, die im Falle eines Schei-
terns der Verhandlungen greifen würde. 

So sah es jedenfalls der Bundesgerichts-
hof (BGH) in seinem Urteil vom 5. Dezem-
ber 1980 (V ZR 160/8 in NJW 1981, S. 
976). Der Vorhabensträger und der Betrof-
fene hatten sich im Jahr 1960 geeinigt, ein 
für die Autobahn benötigtes Grundstück 
von rund 100000 m2 Größe an die Behör-
de zu verkaufen. Der Kaufpreis sollte noch 
durch ein seitens der Behörde einzuholen-
des Gutachten festgesetzt werden. Der 
Sachverständige bewertete das Grundstück 
mit 2,24 DM bis 2,99 DM/m2 und hielt 
noch Zuschläge von 10% für vertretbar. 

In der Verhandlung erhielt der Betroffe-
ne keine Einsicht in das Gutachten. Mit 
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Blick in das Gutachten nannte der Ver-
handlungsführer 2,73 DM/m 2• Zu diesem 
Preis wurde der Kaufvertrag dann ge-
schlossen. 

Als der Betroffene später erfuhr, dass 
das Gutachten eine Spanne enthalten ha-
be, klagte er gegen die Behörde und deren 
Vertreter. Durch das Verhalten des Ver-
handlungsführers sei der Eindruck ent-
standen, dass auf Grund des Gutachtens 
kein Spielraum mehr bestehe. Hätte er 
von der Spanne gewusst, hätte er nicht 
unter dem oberen Wert von 2,99 DM plus 
10% = 3,29 DM/m 2 verkauft. Er fühlte 
sich arglistig getäuscht, sah eine Amts-
pflichtverletzung des Behördenvertreters 
und klagte auf Schadensersatz. 

Der BGH stellte in seinem oben genann-
ten Urteil fest, dass die Aufklärungspflicht 
des Vorhabensträgers in dem Stadium vor 
der Enteignung allein nach Privatrecht zu 
beurteilen sei. Auch eine Haftung aus 
Amtspflichtverletzung komme daneben 
nicht in Betracht. 

Zum Glück handelt es sich hier um ei-
nen Ausnahmefall, aber Vorsicht und 
Sorgfalt sind unbedingt geboten. Auch 
unbeabsichtigt können Unterlassungen 
oder Fehleinschätzungen zu schwer wie-
genden Folgen führen. 

Leitungen, Brunnen, inner-
und außerbetrieblichen We-
geverbindungen, Pachtver-
hältnisse, Dienstbarkeiten 
und mehr Bescheid weiß. 
Schon gar nicht kann man 
verlangen, dass sie deren Be-
deutung für den Betrieb zu-
treffend einschätzt. Wegen 
der großen Bedeutung meh-
ren sich die Fälle, in denen 
bereits in dieser Phase juris-
tische und gutachterliehe 
Hilfe in Anspruch genom-
men wird. 

Über die Einwendungen 
wird in einem Erörterungs-
termin mündlich verhandelt. 
Bei mehr als 300 Einwen-
dern wird (nur) durch öffent-
liehe Bekanntmachung ein-
geladen. Die Planfeststel-
lungsbehörde soll auf eine 
gütliche Einigung zwischen 
Vorhabensträgem und Be-
troffenen hinwirken. Man 
darf keine Wunder erwarten, 
aber manchmal kann etwas 
erreicht werden, wenn es sub-
stantiiert (also durch Tatsa-
chen belegt) und verständlich 
vorgetragen wird. Kommt 
keine Einigung zustande, 
muss die PIanfeststellungs-
behörde dem Einwand durch 
eine Auflage gegenüber dem 
Vorhabensträger abhelfen 
oder den Einwand zurück-
weisen, was erfahrungs-
gemäß der häufigere Fall ist. 

Es kommt vor, dass Ein-
wendungen auf das spätere 
Enteignungs- oder Entschä-
digungsfeststellungsverfah -
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Die Schrägdurchschneidung 
einer Anbaufläche bedeutet 
schwerwiegende Nachteile 
für den Betrieb 

ren verwiesen werden, ob-
wohl sie im PIanfeststel-
lungsverfahren erörtert wer-
den müssten. Es ist Aufgabe 
des Planfeststellungsverfah-
rens, alle wesentlichen durch 
das Verfahren zu erwarten-
den Probleme an einem 
Punkt zu konzentrieren und 
einer Lösung zuzuführen. 

Werden die Einwendungen 
zurückgewiesen, muss gege-
benenfalls auch ein Rechts-
behelf unbedingt fristgerecht 
erfolgen. Ausführliche Be-
gründungen können in der 
Regel nachgeliefert werden. 
Teilweise ist zunächst Wi-
de rspruch bei der Behörde 
einzulegen. Wenn dieser 
nicht zu einem befriedigen-
den Ergebnis führt, bleibt 
der Weg vor das Verwal-
t ungsgericht als der näch-
sten Instanz nicht erspart, 
wenn der Anspruch aufrecht 
erhalten werden soll. Häufig 
muss sogleich vor dem Ver-
waltungsgericht oder gar 
dem Oberverwaltungsgericht 
(Anwaltszwang) geklagt 
werden. 

Der Vorhabensträger hat 
ke ine Beratungspflicht ge-
genüber dem Betroffenen. 
Nur bei schwer wiegenden, 
von vornherein erkennbar 
abwägungserheblichen Ein-
griffsfolgen müssen der Vor-
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habensträger oder die Plan-
feststellungsbehörde von 
Amts wegen ermitteln. Das 
gilt zum Beispiel, wenn der 
Betroffene in begründeter 
Weise die Gefährdung der 
betrieblichen Existenz gel-
tend macht. Dann muss ge-
rade auch die PIanfeststel-
lungsbehörde den Sachver-
halt weiter aufklären und 
gegebenenfalls nachträglich 
Eingriffsvarianten oder Er-
satzlandbereitstellung prü-
fen. 

Seriöse und kaufmännisch 
orientierte Vorhabensträger 
versuchen bereits im Vor-
feld, derartige Problemfälle 
zu erkennen. Sie lassen den 
Grad der Betroffenheit durch 
unabhängige Gutachter un-
tersuchen und suchen mit 
deren Hilfe nach Schadens-
minderungsmöglichkeiten. 
Oft lassen sie auch gleich die 
Entschädigungshöhe ermit-
teln, um möglichst durch 
freihändigen Erwerb recht-
zeitig in den Flächenbesitz 
zu gelangen. 

Unseriöse Grunderwerber 
versuchen ebenfalls frühzei-
tig zu einer Bauerlaubnis zu 
gelangen, allerdings ohne 
ein angemessenes Entschä-
digungsangebot und ohne 
vorherige gutachterJiche Er-
mittlungen. Sie kommen mit 
vagen Zusagen und dem trös-
tenden Verweis auf das spä-
tere Entschädigungsfeststel-
lungsverfahren, in dem alles 
gerecht geregelt werde. Sol-
che Leute lassen - was zum 
Glück nicht häufig vor-
kommt - auch gerne den 
Eindruck entstehen, dass die 
weitere Bewirtschaftung der 
Fläche oder gar Neuanpflan-
zungen unzulässig seien und 
zur Vermutung der Entschä-
digungsbereicherung führen 
(mehr zu diesem Thema folgt 
in Teil 2 "Veränderungssper-
re".) 

Grunderwerb 

Die Grunderwerber haben 
die Aufgabe, die für das Vor-
haben benötigten Flächen 
und Rechte rechtzeitig zu 
beschaffen und dabei spar-

Keine Rechtsberatung 

Auf qualifizierte Hilfe 
achten 
(Dr. M. B.) - Die Ausführungen im Beitrag können 
keine Rechtsberatung ersetzen, sie sind lediglich eine 
Zusammenfassung von Erfahrungen aus Sachverstän-
digensicht und sollen die Aufmerksamkeit auf häufig 
übersehene Konsequenzen lenken und zu rechtzeiti-
gem und gezieltem Handeln anregen. 

Die frühzeitige Inanspruchnahme rechtlicher und 
eventuell auch sachverständiger Hilfe ist dringend an-
geraten. Es handelt sich hier um ein Spezialgebiet, in 
das sich niemand kurzfristig einarbeiten kann. Bitte 
vergewissern Sii sich, ob Ihr Berater gerade auf die-
sem Gebiet des öffentlichen Rechts über die notwendi-
ge Erfahrung verfügt. Nur Sachverständige, die für 
das Spezialgebiet des Gartenbaus und der entspre-
chenden Sparte öffentlich bestellt sind und über Er-
fahrungen mit Eingriffen der öffentlichen Hand in Be-
triebe verfügen, sind aus Sicht des Betriebs akzepta-
bel. Ob der Betroffene einen Sachverständigen akzep-
tiert, der ständig für einen bestimmten Auftraggeber 
tätig ist, muss er selbst entscheiden. 

Wenn es nicht gelingt, den Vorhabensträger vorab 
zur Kostenübernahme zu veranlassen, trägt der Be-
troffene die Kosten der Rechts- und Fachberatung in 
der Phase der Planfeststellung und Vorwirkungen 
selbst. Das ist bei der Entschädigungsfeststellung an-
ders. 

sam mit den öffentlichen 
Mitteln umzugehen. Meis-
tens handelt es sich um 
praktisch orientierte Diplom-
landwirte, Kaufleute oder 
andere, mit denen man sich 
über viele Aspekte des Vor-
habens leicht und schnell 
verständigen kann. Die Eini-
gung über die Höhe der Ent-
schädigung ist allerdings na-
turgemäß schwieriger. Am 
besten gelingt die Verständi-
gung in der Planungsphase 
mit den Planem und Techni-
kern, die das Vorhaben er-
läutern und begleiten. 

Alles schriftlich 
festhalten! 

Der Betroffene sollte in die-
ser Phase nicht vergessen, 
dass nur schriftliche Zusa-
gen verbindlich und beweis-
bar sind. Das gilt sowohl für 
besprochene Ausführungs-
details und Ablaufmodalitä-
ten als auch für Entschädi-

gungspositionen und deren 
Höhe. Bei der späteren Ver-
tragsgestaltung oder gar im 
Enteignungs- oder Entschädi-
gungsfeststelJ ungsverfahren 
sitzen in der Regel andere 
Personen, die von den frühe-
ren Verabredungen nichts 
wissen oder sie ganz anders 
interpretieren. Meistens sind 
es Juristen, deren Aufgabe es 
in erster Linie ist, das für ihre 
Partei günstigste Ergebnis zu 
erzielen. 

Wenn die Bauerlaubnis er-
teilt oder die Besitzeinwei-
sung vollzogen wurde, ist 
von der Eile, die bis dahin 
die Verhandlungen prägte, 
nichts mehr zu spüren. Es 
gibt Verfahren, die seit über 
20 Jahren laufen und deren 
Ende bis heute noch nicht 
abzusehen ist. Die Auswir-
kungen auf die Entwicklung 
der Betriebe und das Ner-
venkostüm der Betroffenen 
kann man sich leicht vor-
stellen! 
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Bei größeren Vorhaben be-
steht für Gartenbaubetriebe 
die Gefahr, mit ihren beson-
deren Gegebenheiten einfach 
übersehen zu werden. Im 
Außenbereich haben es die 
Vorhabensträger üblicher-
weise mit "normalen" land-
wirtschaftlichen Betrieben 
zu tun. Für diese Fälle ken-
nen sie die Bodenwerte, die 
An- und Durchschneidungs-
schäden und die Deckungs-
beiträge für eine eventuelle 
Erwerbsverlustentschädigung. 

Die betroffenen Garten-
baubetriebe sind in der Regel 
viel kleiner und auch die 
benötigten Flächen fallen im 
Vergleich kaum ins Gewicht. 
Bei der Vorschätzung der zu 
erwartenden Grunderwerbs-

kosten wird meistens über-
sehen, dass nicht nur die Bo-
denwerte deutlich höher sein 
können. Auch die betroffe-
nen baulichen Anlagen und 
der Aufwuchs haben meis-
tens wesentlich höhere Wer-
te. Der Deckungsbeitrag liegt 
10- bis 30-mal so hoch wie 
beim landwirtschaftlichen 
Ackerbau. Auch Beeinträch-
tigungen durch Schrägan-
schneidungen und Umwege 
können ein Vielfaches der 
sonst bekannten Beträge 
ausmachen. 

Wenn die entsprechenden 
finanziellen Mittel nicht 
rechtzeitig im Budget einge-
plant wurden, kann es nicht 
ausbleiben, dass die Fantasie 
beflügelt wird, Gründe für 

32 ll.6a 

Drei Beiträge 
(X) - Dieser Beitrag ist der 
erste einer dreiteiligen Rei-
he. In Teil 2 geht es vor al-
lem um die so genannte 
Veränderungssperre, in Teil 
3 um die Frage der Ent-
schädigung. Die Beiträge 
sind wie viele andere In-
formationen im Internet 
nachzulesen (www.man-
fredberndt. de). Dort fin-
den sich auch ergänzende 
Literaturhinweise und Er-
läuterungen zu Fachbegrif-
fen. 

niedrige Entschädigungsbe-
träge zu finden. Der Betrof-
fene ist zur Schadensminde-
rung verpflichtet. Das be-
deutet aber nicht, dass er 
zum Wohl der Allgemeinheit 
auf einen Teil der ihm zuste-
henden Entschädigung ver-
zichten muss. 

Er muss aber rechtzeitig 
auf alle Besonderheiten auf-
merksam machen, die das 
Vorhaben erschweren oder 
teurer machen können. 
Sonst wird man versuchen, 
ihn auf die geringere Ent-
schädigung zu verweisen, 
die bei rechtzeitiger Kenntnis 
der besonderen Umstände zu 
zahlen gewesen wäre. Im 
Rahmen der Schadensmin-
derungspflicht muss er unter 
Umständen auch eine scha-
densmindernde Umstruktu-
rierung oder gar eine Verla-
gerung hinnehmen, wenn 
diese zumutbar und wirt-
schaftlich sinnvoll ist. Geht 
er nicht darauf ein, wird sei-
ne Entschädigung so berech-
net, als hätte er die scha-
densmindernden Maßnah-
men durchgeführt (mehr 
hierzu folgt im dritten Teil: 
"Entschädigung") . 

Ordnungsgemäß 
weiterwirtschaften! 

Keinesfalls gehört es zur 
Schadensminderungspflicht, 
vor Abschluss eines Vertrags 
beziehungsweise vor der Be-
sitzeinweisung, auf eine ord-
nungsgemäße Bewirtschaf-
tung zu verzichten. Dazu 
gehören zum Beispiel die 

übliche Bestellung der 
Flächen, die Instandhaltung 
der Baulichkeiten und die 
Aktualisierung der Pachtver-
hältnisse. 

Es gibt genügend Beispie-
le, in denen der ursprünglich 
geplante Baubeginn wieder 
und wieder verschoben wur-
de. Wer im Vertrauen auf ei-
nen kurz bevorstehenden 
Baubeginn in der Bewirt-
schaftung nachlässt, wird 
bei der Entschädigungser-
mittlung an dem dann vor-
zufindenden Zustand gemes-
sen. 

Manche Vorhaben werden 
auch aufgegeben oder so 
verändert, dass eine Inan-
spruchnahme nicht mehr er-
forderlich ist. Wer dann mit 
Hinblick auf das kommende 
Bauvorhaben auf sinnvolle 
Bewirtschaftung verzichtet 
oder gar im Vorgriff an an-
derer Stelle investiert hat, 
hat das Nachsehen. Nur 
schriftliche und eindeutige 
Zusagen der Übernahme der 
durch Nichtbewirtschaftung 
oder vorgreifende Ersatz-
maßnahmen entstehende 
Belastungen sind gegebe-
nenfalls durchsetzbar. 

Die spätere Entschädigung 
erfolgt nur im Rahmen der 
gesicherten Rechtspositio-
nen. Wer die Dauer seiner 
Pachtverträge nicht den 
wirtschaftlichen Erfordernis-
sen anpasst, muss gegebe-
nenfalls mit verkürzter Er-
werbsverlustentschädigung 
zufrieden sein. Wer nicht 
durch schriftlichen Bauan-
trag nachweisen kann, dass 
er ein zusätzliches Gewächs-
haus oder Kühlhaus bauen 
wollte, bekommt nur die 
Entschädigung der geringe-
ren Nutzungsintensität. 

Was nicht rechtlich gesi-
chert ist, gilt als vage Hoff-
nung oder Erwartung, die 
nicht entschädigungspflich -
tig ist (mehr im Beitrag "Ver-
änderungssperre") ! 0 

Dr. Manfred Berndt. 
Hannover, Sachverständi-
genbüro für den Gartenbau 
(info@manfredberndt.de; 
www.manfredberndt.de) 
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